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Deertz, Justizbeschäftigte 
als Urkundsbeamtin 
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 In dem Rechtsstreit 

 

 

 

    Kläger, Berufungskläger und Berufungsbeklagter, 

 

Prozessbevollmächtigter:  Rechtsanwalt Paul, Im Steinigen Graben 28a, 

     63571 Gelnhausen,    

 

g e g e n 

 

akf Leasing GmbH & Co. KG,      

 

 

 

    Beklagte, Berufungsklägerin und Berufungsbeklagte, 

 

Prozessbevollmächtigte:    
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hat der 24. Zivilsenat des Oberlandesgerichts Düsseldorf auf die mündliche 

Verhandlung vom 11. Mai 2021 unter Mitwirkung seiner Richter Dr. Rodermund, 

Hartung und Dr. Rinken 

 

für   R e c h t   erkannt: 

 

Auf die Berufungen des Klägers und der Beklagten wird das am 21. Oktober 

2019 verkündete Urteil der Einzelrichterin der 17. Zivilkammer des 

Landgerichts Wuppertal teilweise abgeändert und insgesamt wie folgt neu 

gefasst: 

 

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger EUR 13.624,82 nebst Zinsen hie-

raus in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz ab 23. 

August 2018 zu zahlen nach Herausgabe des Fahrzeugs Seat Leon mit der 

Fahrzeugidentifikationsnummer  nebst 

Fahrzeugschlüsseln und Fahrzeugpapieren. 

 

Es wird festgestellt, dass der Kläger der Beklagten aus dem Leasingvertrag 

Nr.  ab dem Zugang der Widerrufserklärung vom 20. Januar 2018 

keine weiteren Leasingraten schuldet. 

 

Es wird festgestellt, dass sich die Beklagte mit der Rücknahme des Fahr-

zeugs Seat Leon mit der Fahrzeugidentifikationsnummer 

 im Annahmeverzug befindet. 

 

Die weitergehende Klage und die Hilfswiderklage der Beklagten werden ab-

gewiesen. 

 

Die Kosten des Rechtsstreits erster Instanz tragen zu 16 % der Kläger und zu 

84 % die Beklagte. Ausgenommen sind die Mehrkosten, die durch die 

Anrufung des örtlich unzuständigen Gerichts entstanden sind. Diese werden 

dem Kläger auferlegt. Die Kosten des Berufungsverfahrens tragen zu 14 % 

der Kläger und zu 86 % die Beklagte. 

 

 Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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 Die Revision wird nicht zugelassen. 

 

 G r ü n d e 

I. 

Die zulässigen Berufungen des Klägers und der Beklagten haben Erfolg und führen 

zur teilweisen Abänderung der angefochtenen Entscheidung. 

 

1. 

Die Berufung des Klägers ist zulässig, obwohl er keinen den Anforderungen des § 

520 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 ZPO genügenden Berufungsantrag gestellt hat. Abgesehen 

davon, dass der Urteilstenor keine Bezifferung hat, würde sich, sofern man den 

einzelnen Absät

der Gesamtschau, dass der Kläger die Abweisung der Hilfswiderklage erstrebt und 

will, dass die Beklagte die gesamten Kosten zu tragen hat. Denn er greift in der 

Begründung jedenfalls seine auf die Hilfswiderklage erfolgte Verurteilung zum 

Wertersatz an. 

 

2. 

Die Berufung des Klägers hat Erfolg. Er ist schuldet keinen Wertersatz, weshalb eine 

dahingehende Verpflichtung nicht festgestellt werden kann. 

 

a. 

Die Beklagte hat in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat klargestellt, dass sie, 

nachdem sie zunächst bei der erstinstanzlich formulierten Hilfswiderklage (Schriftsatz 

vom 1. Oktober 2018, S. 1, GA 25) 

Hilfswiderklageantrag unter der Bedingung stehen soll, dass der Leasingvertrag 

rückabgewickelt wird (Sitzungsprotokoll vom 15. Mai 2021, GA 224) bzw. sie zur 

Rückabwicklung verurteilt wird.  

 

b. 

Obwohl das Landgericht zur Rückabwicklung verurteilt hat und demgemäß die von 

der Beklagten formulierte Bedingung eingetreten ist, steht ihr dennoch kein Anspruch 

auf Wertersatz zu. Denn die Voraussetzungen hierfür liegen nicht vor. 
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aa. 

Eine gesetzliche Wertersatzpflicht aus § 357a Abs. 2 S. 1 BGB würde einen 

wirksamen Widerruf voraussetzen. Ein solcher liegt hier nicht vor. Denn für einen 

Leasingvertrag auf Kilometerabrechnungsbasis besteht kein gesetzliches 

Widerrufsrecht, weil es sich dabei nicht um eine entgeltliche Finanzierungshilfe gem. 

§§ 495ff. (in der Fassung vom 20. September 2013), 506 Abs. 1 BGB (in der 

Fassung vom 20. September 2013) und § 506 Abs. 2 S. 1 Nr. 3 BGB (in der Fassung 

vom 29. Juli 2009) handelt. Dies hat der Bundesgerichtshof mit Urteil vom 24. 

Februar 2021 entschieden (Az. VIII ZR 36/20). Dem schließt der Senat sich an. Die 

Beklagte kann daher mangels eines wirksamen Widerrufs keinen Wertersatz 

verlangen. 

 

Soweit das Landgericht in der Begründung seiner Entscheidung von der Wirksamkeit 

des Widerrufs ausgegangen ist, bindet dies den Senat entgegen der Auffassung der 

Beklagten nicht, weshalb auch daraus keine Verpflichtung des Klägers zum 

Wertersatz folgt. Denn mit der landgerichtlichen Entscheidung wurde das Bestehen 

eines Rückgewährschuldverhältnisses entsprechend der von der Beklagten 

formulierten Bedingung nicht rechtskräftig festgestellt. 

 

Bei der Beurteilung der Wirksamkeit des Widerrufs handelt es sich nämlich lediglich 

um eine Vorfrage, welche sowohl der Entscheidung über die Klageanträge als auch 

der Entscheidung über den mit der Hilfswiderklage verfolgten Wertersatzanspruch 

zugrunde liegt. Wird ein bestimmter Anspruch aus einem gegenseitigen Vertrag 

eingeklagt, wird grundsätzlich nicht über das Vertragsverhältnis entschieden, denn 

bei diesem handelt es sich um ein präjudizielles Rechtsverhältnis (vgl. hierzu 

Zöller/G. Vollkommer, ZPO, 33. Auflage, Vor § 322 Rn. 36). 

 

Auch aus der von der Beklagten genannten Entscheidung des Bundesgerichtshofs 

(Urteil vom 16. Januar 2008  XII ZR 216/05) folgt nichts anderes. 

 

Gemäß § 322 Abs. 1 ZPO sind Urteile insoweit der Rechtskraft fähig, als über den 

durch Klage oder Widerklage erhobenen Anspruch entschieden ist. Die Rechtskraft 

wird hiernach auf den unmittelbaren Streitgegenstand, das heißt auf die Rechtsfolge 

beschränkt, die aufgrund eines bestimmten Lebenssachverhalts am Schluss der 

mündlichen Verhandlung den Gegenstand der Entscheidung bildet. Nicht in 

Rechtskraft erwächst die Feststellung der der Entscheidung zugrunde liegenden 
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präjudiziellen Rechtsverhältnisse oder sonstiger Vorfragen, aus denen der Richter 

den Schluss auf das Bestehen oder Nichtbestehen der von der Klagepartei 

beanspruchten Rechtsfolge zieht (st. Rspr. des BGH; vgl. nur Urteile vom 8. Februar 

1965 - VIII ZR 121/63; vom 25. Februar 1985 - VIII ZR 116/84; vom 7. Juli 1993 - VIII 

ZR 103/92; BGH, Beschluss vom 22. September 2016 - V ZR 4/16; Urteil vom 9. 

Februar 2018 - V ZR 299/14; vom 10. April 2019 - VIII ZR 39/18, Rn. 16). 

 

Aus dem in der materiellen Rechtskraft liegenden Verbot einer wiederholten 

Entscheidung über denselben Streitgegenstand folgt zwar eine Bindungswirkung der 

in einem Vorprozess rechtskräftig getroffenen Entscheidung insoweit, als diese für 

die Entscheidung in einem Folgeprozess vorgreiflich ist (BGH, Beschluss vom 7. 

März 2012  XII ZB 391/10; Urteil vom 10. April 2019  VIII ZR 39/18, Rn. 17). Hat 

ein Gericht daher den in einem Vorprozess bereits rechtskräftig entschiedenen 

Streitgegenstand nunmehr als Vorfrage zu prüfen, hat es seinem Urteil den Inhalt der 

rechtskräftigen Entscheidung zugrunde zu legen (BGH, Urteil vom 10. April 2019  

VIII ZR 39/18, Rn. 17; Beschluss vom 22. September 2016  V ZR 4/16, Rn. 17; 

Urteil vom 16. Januar 2008  XII ZR 216/05, Rn. 9, 23), wobei sich die 

Bindungswirkung auf die rechtskräftig ausgeurteilte Rechtsfolge beschränkt (BGH, 

Urteil vom 24. Juni 1993  III ZR 43/92; vom 10. April 2019  VIII ZR 39/18, Rn. 17). 

Hier hat das Landgericht jedoch nicht rechtskräftig über die Frage entschieden, ob 

der Widerruf des Klägers wirksam war, denn auch dort war dies lediglich eine 

Vorfrage für die von den Parteien mit ihren Anträgen verfolgten Anspruchsfolgen. 

Abstrakte Rechtsfragen, über die das Gericht befinden muss, um zu einer 

Entscheidung über den Streitgegenstand zu gelangen, nehmen nicht an der 

Rechtskraft teil (vgl. nur Zöller/Vollkommer, aaO, Vor § 322 Rn. 33 mwN).  Deshalb 

handelt es sich bei der Frage der Wirksamkeit des Widerrufs lediglich um eine 

gemeinsame Vorfrage der durch das Landgericht getroffenen bzw. durch den Senat 

zu treffenden Entscheidung (vgl. hierzu auch Zöller/Vollkommer, aaO, Vor § 322 Rn. 

28 mwN). 

 

bb. 

Eine Wertersatzpflicht des Klägers besteht auch aus anderen Gründen nicht. 

Insbesondere lässt sich dahingehender Anspruch nicht aus der Widerrufsinformation 

des Leasingvertrags ableiten. 
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Die Belehrung in der Widerrufsinformation der Beklagten zielt auf eine 

Wertersatzpflicht nach § 357a Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 4 BGB. Diese soll bestehen, 

ausdrückliche Zustimmung hat der Kläger nicht erteilt, hierzu hat die Beklagte nichts 

dargetan. 

Die gegenteilige Überlegung des LG (Urteil S. 12, GA 111), der Kläger habe den Pkw 

vor Ablauf der 14-tägigen Widerrufsfrist in Empfang genommen, überzeugt nicht. Sie 

rechtfertigt allenfalls die Annahme einer konkludenten Zustimmung. Denn 

Voraussetzung für eine ausdrückliche Zustimmung ist, dass der Verbraucher in 

Kenntnis oder wenigstens laienhafter Erfassung der Rechtsfolgen freiwillig die 

sofortige Abwicklung des Vertrags in Gang setzt (vgl. MüKo/BGB/Fritsche, 8. Aufl. 

2019, BGB § 357a Rn. 9). Aus der schlichten Entgegennahme des Fahrzeugs, 

welche lediglich eine reine Tathandlung darstellt, kann man auf eine solche 

 

 

cc. 

Auch aus anderen Bestimmungen folgt keine Wertersatzpflicht des Klägers. Soweit 

die Beklagte erstinstanzlich argumentativ § 357 Abs. 7 BGB herangezogen hat 

(Schriftsatz vom1. Oktober 2018, S. 5, GA 29), ergibt sich auch daraus kein 

Wertersatzanspruch. Die Vorschrift gilt unmittelbar nur für Fernabsatzverträge und 

Verträge, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurden.  Auf diesem 

Weg ist der Leasingvertrag jedoch nicht zustande gekommen. Ein 

Fernabsatzgeschäft setzt voraus, dass der Verbraucher während der 

Vertragsanbahnung keinen persönlichen Kontakt zu einem Mitarbeiter des 

Unternehmers oder einem vom Unternehmer bevollmächtigten Vertreter hatte (vgl. 

nur BGH, Urteil vom 27. Februar 2018  XI ZR 160/17, Rn. 20 mwN). Hier ist 

entsprechend dem Vorbringen der Beklagten im Schriftsatz vom 1. Oktober 2018 (S. 

2, GA 26) davon auszugehen, dass der Vertragsschluss in den Räumen der 

Lieferantin, der GL Leasing GmbH in Markt Indersdorf, erfolgte. Diese handelte im 

Rahmen der Anbahnung des Leasingvertrags mit Wissen und Wollen der Beklagten 

als deren gem. § 167 BGB bevollmächtigte Vertreterin, weshalb von einem 

ausdrückliche Vollmacht der Beklagten an das Autohaus vorgelegen hat. Eine solche 

ist nicht erforderlich (vgl. OLG Stuttgart, Beschluss vom 8. März 2021  6 U 91/19, 

Rn. 8; zu einem Darlehensvertrag: OLG Stuttgart, Urteil vom 19. November 2019  6 
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U 250/18, Rn. 23; die gegen dieses Urteil eingelegte Nichtzulassungsbeschwerde 

wurde zurückgewiesen, vgl. BGH, Beschluss vom 6. Oktober 2020  XI ZR 38/20). 

Denn der Leasinggeber betraut regelmäßig den Lieferanten im Interesse der 

Vereinfachung der Vertragsanbahnung und Vertragsabwicklung mit Aufgaben, die in 

seinem, des Leasinggebers, Verantwortungsbereich liegen. Schon aufgrund der 

Verwendung von Formularen der Beklagten als Leasinggeberin, wie sie auch hier 

erfolgt ist, ergibt sich, dass die Verhandlungen der GL Leasing GmbH mit Wissen 

und Wollen der Beklagten erfolgt sind. Dies folgt weiter aus der für die Bemessung 

der Leasingraten notwendigen Daten und Unterlagen sowie der widerspruchslosen 

Entgegennahme des ausgefüllten und von dem Verkäufer/Lieferanten übersandten 

Leasingvertrages (vgl. st. Rspr. BGH, Urteil vom 15. Juni 2011  VIII ZR 279/10 

mwN). Dass der Kläger ein Blankoformular unterschrieben hätte, welches dann erst 

von der Beklagten ausgefüllt worden wäre, ihm zuvor die Leasingbedingungen von 

der Lieferantin nicht bekannt gemacht worden wären und auf welchem Weg 

überhaupt der Leasingantrag zu der Beklagten gelangt sein soll, lässt sich dem 

Vorbringen der Parteien nicht entnehmen. 

 

Entsprechend ist der Lieferant auch der Erfüllungsgehilfe des Leasinggebers gem. § 

278 BGB, denn er wird von diesem im Interesse der Vereinfachung der 

Vertragsanbahnung und Vertragsabwicklung mit Aufgaben betraut, die im 

Verantwortungsbereich des Leasinggebers liegen. Hierzu gehört auch die 

Vertragsvorbereitung durch den Lieferanten, der die notwendigen Vorgespräche, 

insbesondere zu Auswahl, Beschaffenheit und Erwerbsbedingungen des 

Leasinggegenstandes und zum Inhalt des Leasingvertrages führt und in Bezug auf 

die dabei entstehenden Hinweis- oder Aufklärungspflichten für den Leasinggebers 

agiert (vgl. BGH, Beschluss vom 26. August 2014  VIII ZR 335/13, Rn. 11; Urteil 

vom 18. September 2013  VIII ZR 281/12, Rn. 26; OLG Köln, Urteil vom 11. 

September 2007  15 U 42/07, Rn. 37). 

 

§ 358 Abs. 4 S. 1 BGB, auf den die Beklagte sich als Verweisungsnorm beruft 

(Schriftsatz vom 1. Oktober 2018, S. 5, GA 29), ist hier ebenfalls nicht einschlägig. 

Denn danach wäre die Rückabwicklung eines verbundenen Vertrags Voraussetzung. 

Dann jedoch müsste der Kläger als Verbraucher zwei rechtlich selbstständige 

Verträge abgeschlossen haben, nämlich einen Vertrag über die Lieferung einer Ware 

oder die Erbringung einer anderen Leistung durch einen Unternehmer und einen 

Darlehensvertrag (BeckOK/BGB/Müller-Christmann, Stand: 1. August 2020, § 358 
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Rn. 24). Hier wurde indes nur ein Vertrag, nämlich der Leasingvertrag 

abgeschlossen. 

 

3. 

Da weder ein gesetzliches noch ein vertragliches Widerrufsrecht des Klägers 

besteht, seht ihm auch kein Anspruch auf Erstattung vorgerichtlicher Anwaltskosten 

zu (vgl. BGH, Urteil vom 24. Februar 2021  VIII ZR 36/20, Rn. 19). Die Berufung der 

Beklagten, die sich  nach der Rücknahme der verfristeten Anschlussberufung - 

ausschließlich gegen die Verurteilung zur Zahlung vorgerichtlicher Anwaltskosten 

wendet, hat somit Erfolg. Soweit das Landgericht den Widerruf des Klägers für 

wirksam und daraus folgernd das Bestehen eines Rückgewährschuldverhältnisses 

angenommen hat, handelt es sich auch dabei lediglich um eine Vorfrage für die 

Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten, die nicht in Rechtskraft erwachsen 

ist. Auf die obigen Ausführungen wird Bezug genommen. 

 

II. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 92 Abs. 1 ZPO. 

 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 708 Nr. 10, 713 

ZPO. 

 

Die landgerichtliche Streitwertfestsetzung von bis EUR 43.000,00 ist unrichtig und 

demzufolge abzuändern. Der Streitwert beträgt EUR 21.624,82. Die vom Kläger 

verfolgten Ansprüche bestimmen sich zunächst nach dem Zahlungsantrag (EUR 

16.624,82), da weder die Verurteilung Zug um Zug noch die Feststellung des 

Annahmeverzugs den Streitwert erhöhen. Entsprechendes gilt für den 

Feststellungsantrag, dass mit Zugang der Widerrufserklärung keine weiteren 

Leasingraten geschuldet werden (vgl. hierzu BGH, Beschluss vom 4. Dezember 

2019  XI ZR 196/18). Der Wert der Hilfswiderklage beträgt EUR 5.000,00, denn in 

dieser Höhe schätzt der Senat den im Zuge eines Feststellungsantrags geltend 

gemachten Wertersatzanspruch. Er ist dem erstinstanzlichen Zahlungsantrag 

hinzuzuaddieren, was zu einem landgerichtlichen Gesamtstreitwert von EUR 

21.624,82 führt. 

 

Der Streitwert im Berufungsverfahren beträgt  
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- bis zum 31. März 2021: EUR 6.051,00 (Berufung des Klägers: EUR 5.000,00; 

Berufung der Beklagten: EUR 1.051,00) 

- vom 1. bis zum 12. April 2021: EUR 21.624,82 

- danach: EUR 6.051,00. 

 

 

Dr. Rodermund  Hartung   Dr. Rinken  

Vorsitzender Richter Richterin am   Richter am 

am Oberlandesgericht       Oberlandesgericht Oberlandesgericht 

Beglaubigt 

Urkundsbeamter/in der Geschäftsstelle 

Oberlandesgericht Düsseldorf 

 

 




